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Stadt Karlsruhe 
Ordnungs- und Bürgeramt 
Bürgerangelegenheiten 
Stand: Oktober 2024 
 
 

 

  
Antragstellende Person (Familienname, Vorname)  

  
Geburtsdatum   

,   
Anschrift in Karlsruhe (Straße, Hausnummer, PLZ)  

  

Telefon (freiwillige Angabe, für mögliche Rückfragen hilfreich)   

  

E-Mail (freiwillige Angabe, für mögliche Rückfragen hilfreich) 
 

 

Welche Tatsachen lassen auf eine Gefährdung für Ihre Person schließen, die eine 
Auskunftssperre im Melderegister der Stadt Karlsruhe erforderlich machen? 

Bitte schildern Sie besondere Vorkommnisse möglichst konkret.  
Sofern Sie Nachweise in Form von beispielsweise Gerichtsurteilen oder polizeilichen Anzeigen über 
die Vorfälle besitzen, bitten wir Sie, diese der Anlage in Kopie beizufügen und die erste Zeile auf 
der dritten Seite dieses Formulars entsprechend zu füllen.  
  

  

  

  

  

Antrag auf Eintragung einer Auskunftssperre in 
das Melderegister der Stadt Karlsruhe nach 
§ 51 des Bundesmeldegesetzes (BMG) 
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Bei Platzmangel bitte die Rückseite nutzen. 

 

Vom wem geht die Gefahr aus? 

  

  

  

Ist dem*r Gefährder*in (den Gefährder*innen) Ihre aktuelle Anschrift bekannt? 

☐ Ja | ☐ Nein 

Haben Sie bisher Maßnahmen ergriffen, um Ihre Wohnanschrift geheim zu halten? 

☐ Ja | ☐ Nein 
 
Wenn ja, welche waren das? 
  

  

  

  

Gerne möchten wir Sie an dieser Stelle auf einen verantwortungsbewussten Umgang mit Ihren 
personenbezogenen Daten im Internet hinweisen. 
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Bezeichnung der Anlage (falls beigefügt)  

Hiermit beantrage ich die Eintragung der Auskunftssperre nach § 51 BMG für meine Person sowie 
für die mit mir im Haushalt lebenden angehörigen Personen im Melderegister (namentliche 
Nennung: siehe unten) und lege in obigen Schilderungen ausführlich dar, warum mir eine Gefahr 
für Leben, Gesundheit, persönliche Freiheit oder ähnlichen schutzwürdigen Interessen durch die 
Erteilung einer Melderegisterauskunft entstehen kann. 
 
Name und Geburtsdatum der in meinem Haushalt lebenden angehörigen Personen: 
Hinweis: Bitte legen Sie hinreichende Gründe dar, dass die Eintragung einer Auskunftssperre auch 
für die unten aufgeführte(n) haushaltsangehörige(n) Person(en) erforderlich ist. Bei Lebens- oder 
Wohngemeinschaften kann eine Eintragung erfolgen, wenn dies ausdrücklich beantragt wird und 
eine Prüfung ergibt, dass dies zur Erreichung des Schutzzweckes gemäß § 51 BMG erforderlich 
ist. 
  

 

 

 

Ich nehme zur Kenntnis, dass die Auskunftssperre 
 nur Auswirkungen gegenüber Anfragen aus dem privaten Bereich (Privatpersonen, Firmen, 

Rechtsanwälte und so weiter) hat und somit keine Auswirkungen auf Datenübermittlungen an 
Behörden und sonstige öffentliche Stellen hat. 

 keinen Schutz vor anderen Ausforschungsmöglichkeiten Dritter gibt und hierfür weitere, 
eigene Schutzmaßnahmen ergriffen werden können (es besteht auch bei anderen öffentlichen 
Stellen die Möglichkeit, seine persönlichen Daten sperren zu lassen). 

 auf zwei Jahre befristet ist und auf Antrag mit erneuter Begründung verlängert werden kann. 
 der für die vorherige Wohnung und den für weitere Wohnungen zuständigen Meldebehörden 

mitgeteilt wird. 
 
 
 

        

Ort, Datum  Unterschrift 
 

zurück an 
 

Stadt Karlsruhe 
Ordnungs- und Bürgeramt 
Bürgerangelegenheiten 
Sachgebiet Recht 
76124 Karlsruhe 



Informationen zur Datenerhebung 
gemäß Artikel 13 der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) 

Behörde 
Stadt Karlsruhe 
Karl-Friedrich-Straße 10
76133 Karlsruhe 

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung 
Oberbürgermeister Dr. Frank Mentrup 
Stadt Karlsruhe 
Karl-Friedrich-Straße 10, 76133 Karlsruhe 
E-Mail: datenschutz@zjd.karlsruhe.de
Fax: 0721/133-3059

Behördliche Datenschutzbeauftragte 
Stadt Karlsruhe 
Stabsstelle Datenschutz 
Rathaus am Marktplatz, 76124 Karlsruhe 
Tel.: 0721/133-3050/3055 
E-Mail: datenschutz@zjd.karlsruhe.de
Fax: 0721/133-3059

Betroffenenrechte 
Sie haben als betroffene Person das Recht von der Stadt Karlsruhe Auskunft über die Verarbeitung personen-
bezogener Daten (Art. 15 DSGVO), die Berichtigung unrichtiger Daten (Art. 16 DSGVO), die Löschung der Daten 
(Art. 17 DSGVO) und die Einschränkung der Verarbeitung (Art. 18 DSGVO) zu verlangen, sofern die rechtlichen 
Voraussetzungen dafür vorliegen. Sie können nach Art. 21 DSGVO Widerspruch einlegen. Eine Einwilligung in 
die Verarbeitung Ihrer Daten können Sie jederzeit widerrufen. Unbeschadet anderer Rechtsbehelfe können Sie 
sich beim Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (LfDI), Postfach 10 29 32, 70025 
Stuttgart, poststelle@lfdi.bwl.de beschweren. 

Kosten 
Die Betroffenenrechte (außer dem Beschwerderecht gegenüber dem LfDI) können Sie gegenüber der Stadt 
Karlsruhe entweder postalisch, per E-Mail oder per Fax geltend machen. Es entstehen Ihnen dabei keine anderen 
Kosten als die Portokosten bzw. die Übermittlungskosten nach den bestehenden Basistarifen. 

Zwecke der Datenverarbeitung und Rechtsgrundlage 
Die personenbezogenen Daten werden aufgrund von § 51 Bundesmeldegesetz zum Zweck der Prüfung zur 
Eintragung einer Auskunftssperre erhoben und verarbeitet.

Geplante Speicherdauer 
Gemäß § 13 Absatz 1 Bundesmeldegesetz hat die Meldebehörde nach dem Wegzug oder dem Tod eines 
Einwohners für die Erfüllung ihrer Aufgaben weiterhin die in § 3 Absatz 1 Nummer 1 bis 10, 12 bis 16, 17a, 18 
und 19 genannten Daten zu speichern. Sie darf in diesen Fällen auch die Daten nach § 3 Absatz 2 Nummer 1 
und 2 im Melderegister speichern. Bei Wegzug eines Einwohners speichert die Meldebehörde außerdem die 
Daten nach § 3 Absatz 1 Nummer 17 und die Feststellung der Tatsachen nach § 3 Absatz 2 Nummer 4, 7 und 
8.

Stadt Karlsruhe 
Ordnungs- und Bürgeramt 
Bürgerangelegenheiten 
Stand: Juli 2026 

Datenschutzinformation 
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Nach Ablauf von fünf Jahren nach dem Ende des Kalenderjahres, in dem ein Einwohner weggezogen oder 
verstorben ist, sind die nach Absatz 1 weiterhin gespeicherten Daten für die Dauer von 50 Jahren aufzubewahren 
und durch technische und organisatorische Maßnahmen nach Artikel 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 
2016/679 zu sichern, es sei denn, § 14 sieht eine frühere Löschung vor. Während dieser Zeit dürfen die Daten 
nicht mehr verarbeitet werden. Davon ausgenommen sind Familienname und Vornamen sowie frühere Namen, 
Geburtsdatum, Geburtsort sowie bei Geburt im Ausland auch der Staat, die Identifikationsnummer nach § 139b 
der Abgabenordnung, derzeitige und frühere Anschriften, Auszugsdatum, Auskunftssperren nach § 51 Absatz 1 
sowie Sterbedatum, Sterbeort sowie bei Versterben im Ausland auch der Staat. 
Satz 2 gilt nicht, wenn
1.die betroffene Person in die Verarbeitung der Daten eingewilligt hat,
2. die Verarbeitung der Daten unerlässlich ist
a) zu wissenschaftlichen Zwecken,
b) zur Behebung einer bestehenden Beweisnot,
c) zur Erfüllung der Aufgaben der in § 34 Absatz 4 Satz 1 genannten Behörden,
d) für Wahlzwecke nach § 3 Absatz 2 Nummer 1,
e) zur Durchführung des staatsangehörigkeitsrechtlichen Verfahrens nach § 30 des Staatsangehörigkeitsgesetzes 
oder
3. die Daten nach Absatz 1 mit Ausnahme der Daten nach § 3 Absatz 1 Nummer 18 als Auswahldaten nach 
Maßgabe des § 38 Absatz 1 bis 3 verarbeitet werden. Für bestimmte Daten gelten nach § 14 Absatz 2 BMG 
kürzere Löschungsfristen.

Empfänger oder Kategorien von Empfängern der Daten 
An die Meldeämter der Herkunfts- oder Wegzugsgemeinde, damit diese eine Gefährdungsbeurteilung zur 
Auskunftserteilung treffen können. 

Verpflichtung, Daten bereitzustellen; Folgen der Verweigerung 
Sie sind verpflichtet, die zum oben genannten Zweck erforderlichen personenbezogenen Daten bereitzustellen (§ 
21 Abs. 4 BMG). Sind Sie damit nicht einverstanden, können Sie nach § 54 Abs. 2 Nr. 6 BMG mit einer Geldbuße 
bis zu 1.000 € belegt werden.
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